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► Nr.  VO/2019/07123
öffentlich

Lübeck, 04.02.2019

Interfraktioneller Antrag 
Fraktionen:
Geschäftsstelle der Fraktion BÜ90 DIE GRÜNEN
Geschäftsstelle der CDU-Fraktion
Geschäftsstelle der SPD Fraktion
Geschäftsstelle der Fraktion Die Unabhängigen
Geschäftsstelle der Fraktion Alternative für Deutschland (AfD)
Geschäftsstelle der FDP Fraktion
Geschäftsstelle der Fraktion DIE LINKE
Geschäftsstelle der FREIE WÄHLER & GAL Fraktion

Bearbeitung: Tim-Alexander Reclam (E-Mail: tim-alexander.reclam@luebeck.de Telefon: 122-
1041)

SPD, CDU, Bündnis 90 / Die Grünen, Die Unabhängigen, AfD, FDP, 
Linke und Freie Wähler/GAL: AT zu VO/2019/07013: Giftmülldeponie 
Ihlenberg schließen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

28.02.2019 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
Im Hinblick auf die Berichterstattung zur Deponie Ihlenberg in der 2. Jahreshälfte 

2018, aber auch im Hinblick auf die aus Lübecker Sicht grundsätzlich unzureichende 

Information zur Deponie Ihlenberg durch den Betreiber bekräftigt die Bürgerschaft die 

Forderungen des Ausschusses für Umwelt, Sicherheit und Ordnung aus dessen Sit-

zung vom 20. November 2018, d.h.:  

 umgehende Informationen zur Sachlage vom zuständigen Ministerium aus 
Mecklenburg-Vorpommern, 

 über die Umweltministerien der Länder Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern die Aufnahme der Hansestadt Lübeck in den Deponiebeirat,

 die unabhängige Untersuchung des Prüfberichts,
 ein rechtliches und technisch-naturwissenschaftliches Gutachten zu den Vor-

würfen,
 eine regelmäßige (1xjährlich) Berichterstattung der Deponiebetreiber im Aus-

schuss für Umwelt, Sicherheit und Ordnung der Hansestadt Lübeck,
 eine regelmäßige Information über die Beiratssitzungen im Ausschuss für Um-

welt, Sicherheit und Ordnung der Hansestadt Lübeck,
 die Ausweitung einer vom Deponiebetreiber geplanten medizinischen Studie 

zu Krebsfällen im Umfeld der Anlage auf die Hansestadt Lübeck und
 eine sofortige Meldung bei Störfällen auch an die Hansestadt Lübeck.
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Die Bürgerschaft beauftragt den Bürgermeister in diesem Zusammenhang,

 ergänzende Untersuchungen/Beprobungen an den Zuflüssen aus Richtung 
Ihlenberg in Lübecker Gewässer (Jabsbek/Stegnitz), wie Dassower See und 
Wakenitz, für Wasser und Sediment durch einen unabhängigen Gutachter ein-
zuleiten und 

 auf die Landesregierung Schleswig-Holsteins einzuwirken, gemeinsam mit 
den norddeutschen Bundesländern nach einem neuen Standort einer Deponie 
der DK III-Klasse zu suchen, um eine möglichst frühzeitige Schließung der De-
ponie Ihlenberg zu ermöglichen. 

Die Bürgerschaft ist über alle neuen Entwicklungen im Zusammenhang mit der Müll-
deponie Ihlenberg unverzüglich zu informieren. 

Begründung:
Erfolgt mündlich.

Anlagen :


